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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der von Ihnen gemäß § 94 SGB V vorgelegte o. g. Beschluss vom 18. Ja-

nuar 2024 über eine Änderung der Richtlinie zur datengestützten einrichtungs-

übergreifenden Qualitätssicherung (DeQS-RL) wird nicht beanstandet. 

Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. Patientinnen und Patienten, bei denen Diagnosen der Diagnosegruppen 

Demenz oder Intelligenzminderung nach ICD-10-GM diagnostiziert wur-

den, sollen von dem Qualitätssicherungsverfahren Verfahren 16: ambu-

lante psychotherapeutische Versorgung gesetzlich Krankenversicherter (QS 

ambulante Psychotherapie) ausgeschlossen werden. Der Gemeinsame 

Bundesausschuss (G-BA) wird daher darum gebeten, den möglichen Einbe-

zug auch solcher Patientinnen und Patienten mit den o.g. Diagnosen zu 

überprüfen und dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) das Ergeb-

nis der Prüfung möglichst bis zum 31. Dezember 2030 mitzuteilen. 
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2. Das BMG geht davon aus, dass die lediglich regionale Erprobung des Quali-

tätssicherungsverfahrens nicht gemäß § 91 Absatz 6a Satz 6 SGB V zu einer 

Aufhebung des Antrags- und Gutachterverfahrens in den Gebieten der 

Kassenärztlichen Vereinigungen Nordrhein und Westfalen-Lippe oder gar 

bundesweit führt. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

Dr. Josephine Tautz 
 
2. Die Nichtbeanstandung erfolgt auf Grund des Vermerks des Referates 214 vom 

14. Mai 2024 unter Mz. der Referate 211, 213 und 321. 
3. Wvl. Wiebe 213 
4. Barrierefreies Dokument an G-BA ab am:_________ 
5. Z.d.A. 
 


